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Betrifft: Bundesgesetz über den Karenzurlaub für Väter (KUVG); 
Anfrage der Abg. Dr. Kohlmaier und Kollegen vorn 7. April 
1987, Nr. 266/J 

Zu der von den Abg.Z.NR Dr~ KOHLMAlER und Kollegen am 7. April 

1987 unter der Nr. 266/J an mich gerichteten schriftlichen 

:, 

parlamentarischen Anfrage betreffend den Karenzurlaub fOr Väter ' 

habe ich die folgende Stellungnahme des Verfassungsdienstes 

eingeholt: 

1. Nach der derzeit gegebenen Rechtslage haben Dienst­

nehmerinnen nach arbeits- und arbeitslosenversicherungs~ 

rechtlichen bzw. dienstrechtlichen Vorschriften einen An­

spruch auf Karenzurlaub aus Anlaß der Mutterschaft (§ 15 des 

Mutterschutzgesetzes 1979) und den Bezug von Karenzurlaubs­

geld (§§ 26ff des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977, 

BGBl. Nr. 609 und Bundesgesetz Ober Geldleistungen an 

öffentlich Bedienstete während des Karenzurlaubs aus Anlaß 

der Mutterschaft, BGB1. Nr. 395/1974). 
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Mit dem gegenwärtig in parlamentarischer Behandlung 

stehenden Initiativantrag betreffend ein Bundesgesetz über 

den Karenzurlaub für väter sollen die oben genannten An­

sprüche wahlweise auch Vätern eingeräumt werden. Hin­

sichtlich des zu erfassenden Personenkreises "Väter" be­

stehen aber unterschiedliche rechtspolitische Vorstellungen: 

Die eine Vorstellung geht dahin, daß (unselbständig be~ 

sChäftigte) Väter diese Ansprüche nur dann haben, wenn auch 

die Mütter die Anspruchsvoraussetzungen erfüllen, wenn sie 

also unselbständig erwerbstätig sind. Nach der anderen Auf­

fassung soll es neben der Erfüllung der Anspruchsvoraus­

setzungen durch den Vater genügen, daß die Mutter (sei es 

auch selbständig) erwerbstätig ist. Gegen das an erster 

Stelle genannte Modell wird aus gleichheitsrechtlicher Sicht 

das Bedenken vorgebracht, es sei nicht sachlich gerecht­

fertigt, väter unterschiedlich danach zu behandeln, welche 

Art von Erwerbstätigkeit die Mutter ausübt. 

2. Nach der Judikatur des Verfassungsgerichtshofes zum Gleich­

heitssatz (Art. 7 B-VG) ist es dem Gesetzgeber - außer im 

Falle des "Exzesses" - nicht verwehrt, sei_ne rechts­

politischen, insbesondere auch sozialpolitischen, Zielvor­

stellungen auf die ihm geeignet scheinende Art zu verfolgen 

(vgl. z.B. VfSlg 3766,,5862, 7864, 8142, 9583 und das jüngst 

ergangene Erkenntnis vorn 10. März 1987, G 19, 126, l3l/86). 

FUr den gegebenen Zusammenhang ist daher zu prüfen, worin 

die "sozialpolitische Zielvorstellung" besteht und ob die 

aus ihr abgeleitete Differenzierung "exzessiv" ist. 

3. Die rechtspolitische Zielsetzung, von der der Initiativ­

antrag bei der hier in Rede stehenden "engeren" Variante 

ausgeht, ist die Konstruktion des Anspruchs des Vaters als 

ein vorn (potentiellen) Anspruch der Mutter "abgeleiteter" 

Anspruch. Die Konstruktion eines 
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"abgeleiteten" Anspruchs bringt die rechtspolitische 

Intention des Gesetzgebers zum Ausdruck, das bisherige 

sozialpolitische System nicht zu erweitern. Ins verfassungs~ 

dogmatische gewendet folgt daraus aber, daß die hiedurch 

bedingte unterschiedliche Behandlting von vätern je nachdem, 

ob die Mutter selbständig oder unselbständig erwerbstätig 

ist, lediglich einen Reflex der unterschiedlichen karenz­

urlaubs(geld)rechtlichen Behandlung selbständiger und un­

selbständiger MUtter bildet. Diese ist aber bisher zu Recht 

nicht problematisiert worden. An diesem Punkt der Erwägungen 

ist es erforderlich, sich vor Augen zu halten, daß die in 

Rede stehenden Maßnahmen, soweit sie MUtter betreffen, ihrem 

rechtspolitischen Ursprung und damit auch i6rer rechts­

technischen Ausgestaltung nach solche des Arbeit­

nehmerschutzes sind. Damit scheidet aber eine Einbeziehung 

selbständig erwerbstätiger MUtter aus. Die gegenwärtige Be­

sChränkung dieser Rechtsinstitute auf unselbständig erwerbs­

tätige MUtter ist gleichheitsrechtlich nicht problematisiert 

worden. Wenn der Gesetzgeber eine Erweiterung auf väter vör-. 

nimmt, so erfolgt dies aus einern anderen rechtspolitischen 

Ziel heraus, es handelt sich um eine gleichheitspolitische, . 

allenfalls auch frauenpolitische Maßnahme. Unter diesem 

Gesichtspunkt will die Bezeichnung des Anspruchs als "ab­

geleitet" nichts anderes zum Ausdruck bringen, als daß der 

Gesetzgeber nicht auch zugleich eine Erweiterung im sozial­

politischen Sinn vornehmen will. Durch die angestrebte 

Regelung soll die Chancengleichheit der Frau im Beruf ge­

fördert werden, also fUr Frauen eine alternative Lösung an­

geboten werden, die im Falle der Inanspruchnahme eines 

Karenzurlaubes etwa berufliche Nachteile in ~auf nehmen 

mUßten. Nicht soll die angestrebte Regelung darUber hinaus 

als BegUnstigung von Familien mit bestimmter Beschäftigungs­

struktur (Mutter selbständig, Vater unselbständig) wirken. 
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4. Prima vista mag es "stoßend" sein, wenn beim Anspruch des 

Vaters dahingehend differenziert wird, in welcher Form die 

Mutter erwerbst~tig ist. Diese "Ungleichheit" ist aber - wie" " 

erw~hnt - nur ein Reflex der schon jetzt bestehenden Rechts­

lage, derzufolge eben nur unselbst~ndige MHtter einen 

arbeitsrechtlichen (dienstrechtlichen) Anspruch auf Karenz­

urlaub und einen sozialversicherungsrechtlichen (dienst­

rechtlichen) Anspruch auf Karenzurlaubsgeld haben (köunen). 

Selbst wenn man diese Situation als sozialpolitisch unbe­

friedigend ansehen wollte, gleichheits rechtliche Argumente 

sind daraus bisher nicht abgeleitet worden. Ausgehend davon 

können daraus aber auch für eine gesetzliche Maßnahme, die 

eine Chancengleichheit von Mann und Frau herstellen will, 

keine gleichheitsrechtlichen Bedenken konstruiert werden. In 

diesem Zusammenhang ist im übrigen auch das von den an­

fragenden Abgeordneten gebrachte Beispiel zu stellen. Auch 

dieses weist auf eine Situation hin, die als sozial­

politische Lücke empfunden werden mag,esfalsifiziert aber 

nicht di~ gleichheitsrechtliche Beurteilung, die wie erw~hnt 

an den Gesichtspunkten "Arbeitnehmerschutz" und "Gleich­

stellung" orientiert ist und nicht an weiterreichenden 

sozialpolitischen Vorstellungen. 

-12. Aug. 1987 
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